
UNIVERSITAT 
SIEGEN 

Amtliche Mitteilungen 
Datum 26. Juni 2007 Nr. 1812007 

I n h a l t :  

des 
Fachbereichs 

Architektur - Städtebau 

der 
Universität Siegen 

Vorn 21. Juni 2007 

I-lerausgeher: 
Redaktion: 

Rektorat der LJniversitii t Siegen 
Dezcrnat 3, Herrengzlrten 3, 57068 Siegen, Tcl. 027 1 /740-48 1 3 



Habilitationsordnung 

des Fachbereichs 
Architektur - Städtebau 

der 
Universität Siegen 

Vom 21. Juni 2007 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 68 Abc. 1 des Gesetzes über die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochcchulgesetz - HG) vom 31. Oktober 2006 
(GV. NRW. S. 474) hat die Universität Siegen die folgende Habilitationsordnung er- 
lassen: 
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5 I Habilitatinnsrecht 

(I) Durch die Habilitation wird die Befähigung der Bewerberinldes Bewerbers, ein 
wissencchaftliches Fach in Forschung und Lehre selbständig zu vertreten (Lehr- 
befahigung), fljrmlich nachgewiesen. 

(2) Der Fachbereich Architektur - Städtebau der Universität Siegen stellt die Lehr- 
befähigung für ein bestimmtes Fach in einem Habilitationsverfahren fest und er- 
teilt für das entsprechende Fach die Lehrbefugnis. 

(3) Der Fachbereich kann die Lehrbefähigung in allen Fachern oder Fachgebieten 
feststellen, die in ihm durch mindestens eine Professorinleinen Professor vertre- 
ten sind, dielder habilitiert ist oder habilitationsadäquate Leistungen erbracht hat. 

(4) Die Dauer des Habilitationsverfahrens soll I 2  Monate vom Zeitpunkt der Einrei- 
chung des Habilitationsantrags ab nicht überschreiten. 

5 2 Habilitationsausschuss 

(1 ) Der Fachbereichsrat bestellt den Habilitationsausschucs, der für die Durchfüh- 
rung der Habilitationsverfahren zuständig ist. 

(2) ' ~ e m  Habilitationsausschuss gehören mindestens drei Professorin- 
nenJProfessoren mit der Qualifikation gern3ß § 1 Abs. 3 oder sonstige habilitierte 
Mitglieder des Fachbereichs, mit beratender Stimme einje promoviertelr wissen- 
schaftlichels MitarbeiteiinlMitarbeiter und einle graduierteIr StudentinJStudent an. 
' ~ i e  Mitglieder werden nach Gruppen getrennt von ihren jeweiligen Vertreterin- 
nenNertretern im Fachbereichsrat gewählt. 

(3) ' ~ i e  Amtszeit betragt drei Jahre. ' ~ i e  Wiederwahl ist zulässig. 
(4)  er Habilitationsauscchuss wählt seine Vorsitrendelseinen Vorsitzenden und 

derenldessen StellvestreterJStellvertreterin aus dem Kreis der stimmberechtigten 
Mitglieder. '~e ide  müssen ProfessorinnenlProfessoren nach I Abc. 3 sein. 

(5) ' ~ i e  Sitzungen des Habilitationsausschusses sind nicht öffentlich; seine Mitglie- 
der sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.  er Habilitationsausschuss ist be- 
schlussf2hig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder, darunter diefder Vor- 
sitzende, anwesend sind. 

(6) "er Habilitationsausschusc beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. 2 ~ e i  
Stimmengleichheit gibt die Stimme derfdes Vorsitzenden den Ausschlag. 3Übes 
die Beratung des Habilitatiansausschusces ist ein Protokoll zu führen. 

(7) Der Habilitationsausschucs ist Behörde im Sinne des Vewaltungsverfahrens- 
und des Ve~raIt~ngsproressrechtc, 

5 3 Aufgaben des Habilitationsaussehucses 

Der Ha biliiiationsausschuss hat folgende Aufgaben: 
I. Er nirnrnt Anträge auf Zulassung zum Habilitationsverfahlren über die Deka- 

ninlden Dekan entgegen (§ 7) und legt diese dem Fachbereichsrat zur Entschei- 
dung vor. 

2. Er stellt die ErFullung der Habilitationsvoraussetzungen fest (5 5). 
3. Er genehmigt die Zulassung einer Habilitationsschrift in einer anderen Sprache 

als deutsch. 



4. ' ~ r  bestimmt für jedes einzelne Habilitationsverfahren die GutachterinnenlGut- 
achter (5 4). 2 ~ a b e i  können Vorschläge der Bewerberinldes Bewerbers berück- 
sichtigt werden. 

5. Er U bewacht den Ablauf des Habilitationsverfahrens (§ 6, 55 9-7 3 , s  17). 
6. Er entscheidet mit dem Fachbereichsrat über die Einstellung des 

Habilitationsverfahrens (55 9, 14) und über die Ungültigkeit von Habilitations- 
leistungen (§ 15 Abc. 3). 

7. Er entscheidet Ljber die Bestellung einer weiteren Gutachterinieines weiteren 
Gutachters (§ 4 Abs. 4). 

8. Er entscheidet über WidersprDche. 
9, Er entscheidet über die Verlängerung der Frist fLir die Abgabe der Pflichtexemp- 

lare (§ 13 Abs. 4). 
10, Er kann dem Fachbereichsrat Änderungen der Habilitationsordnung vorschlagen. 

(1) '1st das Habilitationsverfahren eröffnet, wählt der Habilitationsausschusc nach 
fachlichen Gesichtspunkten in der Regel drei GutachterinnenlGutachter aus. ' 5  3 
Nr. 4 ist zu beachtena3~ie GutachterinnenlGutachter müssen die Voraussetzun- 
gen des f3 i Abs. 3 erfüllen. Die Namen der benannten GutachterinnenJGutachter 
sind dem Habilitanden unverzüglich mitzuteilen. 

(2) ' ~ i e  GutachterinnenilGutachter legen innerhalb einer Frist von drei Monaten nach 
Erhalt der Unterlagen voneinander unabhängige schriftliche Gutachten über die 
eingereichten schriftlichen Arbeiten vor. 

(3) Kann eine GutachteiinJein Gutachter die gesetzte Frist nicht einhalten, so be- 
schließt der Habilitationsausschus~~ ob er eine Fristverlängerung einräumt oder 
eine neue Gutachterinleinen neuen Gutachter benennt. 

(4) ' ~ i e  Gutachten müssen eine ausreichend begründete und eindeutige Aussage 
darüber enthalten, ob die Annahme oder Ablehnung der vorgelegten Arbeiten als 
Habilitationsleictung empfohlen wird. ' ~ i e  Gutachten sollen sich auf die Beurtei- 
lung der Arbeiten beschränken. 

(1) Die Voraussetzungen fiSr die Zulassung zum Habilitationsverfahren sind: Per 
Doktorgrad einer deutschen wissenschaftlichen Hochschule oder ein gleichwerti- 
ger akademischer Grad einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule co- 
wie weitergehende wissenschaftliche Tätigkeit nach der Promotion, 

(2) Die BewerberinJder Bewerber soll über ausreichende Lehrerfahrung - in der Re- 
gel nicht unter acht Lehrveranstalltungert - verfügen. 

§ 6 Habilitationsleistungen 

(1) Die Habilitationsleistungen bestehen in der Regel aus einer wissenschaftlichen 
Schrift ("Habilitationsschrift") sowie einem Vortrag mit Kolloquium. 

(2) ' ~ i e  Habilitationsschrift muss eine selbständige wissenschaftliche Leistung auf 
dem Gebiet, für das die Habilitation angestrebt wird. beinhalten. 2 ~ i e  Arbeit muss 
geeignet sein, wissenschaftliche Erkenntnisse in besonderem Maße zu fördern. 



(3) ' ~ n  die Stelle der Habilitationsschrift kBnnen mehrere bereits veröffentlichte Ar- 
beiten treten, die in ihrer Gesamtheit den Erfordernissen einer Ha bi'litationsschrift 

2 entsprechen. Diese Arbeiten müssen die Qualifikation der Bewerberinldes Be- 
werbers für das Fachgebiet, in dem die Habilitation angestrebt wird, in ange- 
messener Breite belegen, fachspezifische Zusammenhänge aufweisen und in 
einem begrenzten Zeitraum veröffentlicht sein. 'tn Ausnahmefällen, die von der 
BewerberinJdem Bewerber zu begründen sind, kann der Ha bilitationsausschusc 
darüber beschließen, ob druckreif im Manuskript vorliegende wiscenschafiliche 
Arbeiten Aquiva~ente für gedruckte Arbeiten darstellen. 

(4) ' ~ i e  Dissertation wird nicht als Habilitationsleistung anerkannt. ' ~ i e s  gilt nicht für 
Mehrfachpromotionen. 

(5)  er Vortrag bezieht sich auf das Forschungstherna der Habilitationsschrift. 
Vortrag und das anschließende Kolloquium finden hochschul~ffentlich statt. 

5 7 Antrag auf Eröffnung des Mabilitatirsnsverfahrens 

(I ) Der Antrag auf Zulassung rum Habilitationsverfahren ist der Dekaninldem Dekan 
des Fachbereichs Architektur - Stadtebau schriftlich vorzulegen. DieseJdieser 
leitet den Antrag an den Habilitationsausschuss weiter. 

(2) 'ln dem Antrag ist das Fachgebiet zu bezeichnen, für welches die Bewerberinl 
der Bewerber die Lehrbefähigung zu erlangen wünscht. ' ~ i e  Bewerberidder Be- 
werber kann die Lehrbefähigung in einem Fachgebiet unter zusAtrlicher Benen- 
nung eines Schwerpunkts beantragen. 

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 
a) eine schriftliche Erklärung der Bewerberinldes Bewerbers, dass ihrEihm die 

Habilitationsordnung in der geltenden Form bekannt, ist 
b) ein Lebenslauf der Bewerberinldes Bewerbers mit Angabe des Bildungsgan- 

ges und der beruflichen Entwicklung; 
C) die Prornotionsurkunde bzw. der Nachweis der Erlangung eines gleichwertig 

anerkannten Grades einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule 
und Zeugnisse über Hochschlilabschlüsse; 

d) ein Exemplar der Dissertation der Bewerberinldes Bewerbers; 
e) ein Veneichnis der veröffentlichten, zur Ver~ffentlfchung angenommenen 

oder in druckreifer Fassung vorliegenden wissenschaftlichen Schriften der 
Bewerberinldes Bewerbers; 

f) drei Ausfertigungen der Habilitationsschrift, die in deutscher Sprache abge- 
fasst sein soll - die Abdassung der Habilitationsschrift in einer anderen Spra- 
che als deutsch bedarf der Genehmigung nach § 3 Pkt. 3, bzw. drei Ex- 
emplare der als Habilitationsleistung vorgelegten wissenschaftlichen Schrif- 
ten; 

g) eine Erklärung der Bewerberinldes Bewerbers darüber, inwieweit sieler die 
vargelegte(n) SchriftCen] selbstiindig angefertigt hat und dass keine anderen 
als die angegebenen Hilfsmittel benutzt wurden; 

h) eine schriftliche Erklärung der Bewerberinldes Bewerbers darüber, ob sieler 
die Habilitationsschrift bereits voHstiIiindig oder teilweise bzw. Angaben ljber 
die Ergebnisse der Habilitationsschrift verdffentlicht hat; 

i) eine Erklärung der Bewerberinldes Bewerbers daruber. ob sieles bereits frü- 
her oder gleichseitig ein Habilitationsve~ahren beantragt hat, ggf. mit voll- 
ständigen Angaben über dessen Ausgang; 



j) eine Erklgrung über straf- :-und disriplinargerichtliche Verustei!ungen und 
anhängige Straf- und Disziplinarverfahren. 

(4) Der Antrag auf Eröffnung des Habilitationsverfahrenc und die beigefügten Unter- 
lagen einschlieElich je eines Exemplars der eingereichten Arbeiten verbleiben im 
Original oder in Form einer beglaubigten Kopie bei den Akten des Fachbereichs. 

g 8 Eroffnung des Habilitationsverfahrens 

('I )  e er Habilitationsauscchucs prüft den Antrag auf Eröffnung des Habilitationsver- 
fahrens und stellt fest, ob die Antragsunterlagen vollständig sind. ' ~ r  fordert ggf. 
die fehlenden Unterlagen bei der BewerberinJbeim Bewerber an. 

(2) Liegen die Unterlagen vollstilndig vor, so unterrichtet dielder Habilitationsaus- 
cchussvorsitzende unverzüglich den Fachbereichsrat, der über die Annahme 
des Antrags entscheidet. Der Antrag kann nur abgelehnt werden, wenn die in 5 1 
Abs. 3, 5 und in 5 6 Abs. 2 Satz I und Abc. 3 Satz 1 genannten Voraussetzun- 
gen nicht erfüllt sind. 

(3) Lehnt der Fachbereichsrat die Eröffnung des Habilitationsvedahrenc ab, so ist 
durch die Dekaninlden Dekan der Bewerberinldem Bewerber diese Entschei- 
dung unvemjglich mit einer schriftlichen Begründung bekannt zu geben. 'ln die- 
sem Fall gilt das Verfahren als nicht eingeleitet. 

$ 9  Rücktritt vorn Habilitationsverfahren 

' ~ i e  Habilitandinlder Habilitand kann den Antrag auf Zulassung rum Habilitations- 
verfahren zurückziehen. solange noch keine endgültige Beschluccfassung Uber die 
schriftliche Habilitationsleistung nach 5 10 Abs. 2 erfolgt ist. 21n diesem Fall gilt das 
Verfahren als nicht eingeleitet. 

5 70 Begutachtung, Annahme und Auslage der Habilitationsschrift 

(1) '~ iegen alle eingeholten Gutachten vor, so werden diese mit den vorgelegten 
Arbeiten im Dekanat des Fachbereichs zur Einsichtnahme ausgelegt. 'zur ver- 
traulichen Einsichtnahme berechtigt sind die ProfessorinnenlProfessoren und 
wissenschaftlichen MitarbeiterinnenlMitatbeiter des Fachbereichs, die Mitglieder 
des Habilitationsausschusses und die Mitglieder des Fachbereichsrais. 3 ~ i e  
Auslegefrist beträgt vier Wochen. 4 ~ i e  Frist beginnt mit dem Tage der Bekannt- 
gabe durch die Dekaninlden Dekan. ' ~ e d e  Prafessorinljeder Professor und jedes 
habilitierte Mitglied des Fachbereichs hat das Recht, zu den Empfehlungen, den 
Gutachten und der Habilitationsschrift bzw. zu den entsprechenden Arbeiten bis 
spätestens eine Woche nach Ablauf der Awslegungcfrist der Dekaninldern Dekan 
eine schriftliche Stellungnahme vorrulegen, die dem Fachbereichsrat und dem 
Habiliiationsausschucs zur Kenntnis gebracht werden muss. 

(2) '~~ätestens drei Wochen nach Ablauf der Frist zur Stellungnahme lädt dielder 
Vorsitzende des Habilitationsausschusses den Habilitationsausschuss, alle Pro- 
fessorinnenJProfessoren und habilitierten Mitglieder des Fachbereichs sowie die 
GutachterinnenlGutachter zu einer Sitzung ein, in der unter ihrerlseiner Leitung, 
ggf. nach Erörterung, über die Annahme der Habilitationsschrift entschieden 
wird. 2~ecchlussfähigkeit ist gegeben, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder 



des Habilitationsauscchusses anwesend ist, 3 ~ i e  Annahme bedarf der Mehrheit 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Fachbereichs einschließlich 
der GutachterinnenlGutachter sowie der Mehrheit der an der Entscheidung mit- 
wirkenden Prafessorinnen/Profess~ren mit der Qualifikation gern86 § Abc. 3. 
'ES kann auch beschlossen werden, weitere GutachterinneniGutachter zu be- 
nennen. In diesem Falle ist nach 5 4 zu verfahren. 

(3) 'wird die für die Annahme der Habilitationsschrift erfordeiliche Mehrheit nicht er- 
reicht, so ist die schriftliche Habilitationsleistung abgelehnt. 2 ~ i e  Ablehnung ist 
schriftlich zu begründen und durch die Dekaninlden Dekan der Habilitandinldem 
Habilitanden unverzüglich mitzuteilen. 

5 11 Habilitationsvortrag, Feststellung der Lehrbefshigung 

(I) '1st die liabilitationcschrift angenommen, so vereinbart die Dekaninlder Dekan 
mit der Habilitandinldem Habilitanden binnen m e i  Wochen einen Termin für sei- 
nen Vortrag. '~ielder Vorsitzende des HabiEitationsausschusses I3dt die Mitglie- 
der des Habilitationsausschusses und des Fachbereichsrats, die Gutachterin- 
nenlGutachter sowie aiie PmfessorinnenlPmfessoren und wissenschaftlichen 
MitarbeiterinnenlMitarbeiter des Fachbereichs zum Habilitationsvortrag ein und 
macht Termin und Thema des Vortrags hochcchul8ffentlich bekannt. 

(2) ' ~ n  den Vortrag schlielJt sich ein Kolloquium an. das in der Regel von derldem 
Vorsitzenden des Habilitationsausschusses geleitet wird.' Es kann sich auf das 
gesamte Fach erstrecken, fUr das die Habilitandinlder Habilitand die Lehrbefähi- 
gung anstrebt. 3 ~ a s  Kolloquium zum Vortrag sollte eine Stunde nicht über- 
schreiten. 4~e i rn  Kolloquium zum Vortrag haben die GutachterinnenlGutachter 
und Mitglieder des HabilitatEonsausschusses eine halbe Stunde vorrangiges 
Rederecht. 

(3) 'lm Anschluss an den Vortrag entscheiden die PmfessorinnenJProfessoren so- 
wie die übrigen habilitierten Mitglieder des Fachbereichs und die Gutachteiinnenl 
Gutachter nach einer Aussprache über die Feststellung der Lehrbefähigung. 
Aussprache und Abstimmung werden von derldem Vorsitzenden des Habilitati- 
onsausschusses geleitet. 2E3eschlussf2 higkeit ist dann gegeben, wenn rne hr als 
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder des Fachbereichs anwesend isL3 Die 
Feststellung bedarf der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
des Fachbereichs sowie der Mehrheit der an der Entscheidung mitwirkenden 
ProfessorinnenlPmfess~ren mit der Qualifikation gern38 2 Abc. 3. 41n der Be- 
zeichnung des Fachgebiets kann vom Antrag abgewichen werden. 

(4) '1st die Lehrbefähigung festgestellt, Obeneicht die Dekanin/der Dekan derjdem 
Habilitierten eine Urkunde über die Feststellung der ~ehrbefähi~ung.~ Diese ent- 
h2lt die wesentlichen Personalien derldes Habilitierten (Name, Geburtsort, aka- 
demischer Grad), das Thema der Habilitationsschrift, die Bezeichnung des wis- 
senschaftlichen Faches, für das die Lehrbefshigung festgestellt ist, den Tag der 
Beschlussfassung sowie die Unterschrift der Dekaninldes Dekans fUr die Rekto- 
rinlden Rektor. 



5 12 Verleihung der Lehrbefugnis 

(1 ) ' ~ i e  Lehrbefugnis wird mit dem Abschluss des Habilitaüancverfahrens durch den 
Fachbereichsrat verliehen. ' ~ i e  Lehrbefugnis darf nur aus Gründen abgelehnt 
werden, die die Ernennung zur beamtenen Professorinlzum beamteten Professor 
gesetzlich ausschließen. 

(2) Nach Abschluss des Habilitationsverfahrenc wird derldern Habilitierten auf 
Wunsch Einsicht in die Gutachten gewährt. 

(3) ' ~ a c h  Erteilung der Lehrbefugnis, hat dielder Habilitierte das Recht und die 
Pflicht, in jedem Semester eine Lehrveranstaltung an der Universität Siegen im 
Umfang von mindestens zwei Sarnestewochenstunden zu halten.2 Über Aus- 
nahmen entscheidet der Fachbereichsrat. 

(4) ' ~ u f  Gwnd der Verleihung der Lehrbefugnis ist dieJder Habilitierte berechtigt, die 
Bezeichnung "Privatdozent" zu führen. (Frauen führen die Bezeichnung "Privat- 
dozentin"). 2 ~ i n  Dienstverhältnis wird damit nicht begründet. 

(5) Die Verleihung des Lehrbefugnis begründet keinen Anspnrch auf eine Anstellung 
oder Übertragung eines Lehrauftrages. 

(6) Dielder Habil~tierZe soll innerhalb eines Jahres eine Antrittsvorlesung halten. 
(7) Mit erfolgreicher Habilitation kann der Doktorgrad mit dem Zusatz „habilitatust4 

(Dr. habil.) geführt werden. 

(I ) ' ~ i e  Habilitaiionsschrifl ist in angemessener Weise der offentlichkeit zugänglich 
gemacht. wenn die Verfasserinlder Verfasser neben dem für  die Prüfungsakte 
des Fachbereichs erforderlichen Exemplar für die Archiviewng vier Exemplare, 
die auf alterungsbeständigem holz- und säurefreiem Papier ausgedmckt und 
dauerhaft haltbar gebunden sind unentgeltlich an die HochschulbiblioZhek ablie- 
fert sowie: 
a )  die Abliefemng weiterer 50 Exemplare in Buch- oder Fotodruck oder den 

Nachweis einer Verbreitung über den Buchhandel durch einen gewerblichen 
Verleger mit einer Mindestauflage von 150 Exemplaren, In denen auf der 
Rückseite des Titelblatts die Veräffentlichung als Habilitationsschrift unter 
Angabe des Habilitationsortes ausgewiesen ist, oder 

b) den Nachweis einer Verljffentlfchung in einer Zeitschrift, oder 
C) die Ablieferung einer elektronischen Version, deren Datenformat und deren 

Dateretr3ger mit der Universitätsbibliothek a bgestimrnt sind. 
21n den Fällen b) und C) überträgt die Habilitandinlder Habilitand der Universi- 
tätsbibliothek der Universität Siegen das Recht, Kopien der Habilitations- 
schrift herrustellen und zu verbreiten bm. in Datennetzen (z.B. im Internet) 
zur Verfügung zu steilen, gegebenenfalls unter Konvertierung in ein anderes 
Datenformat. Der Deutschen Bibliothek in Fran kfurVLeipzig sowie allen 
sonstigen öffentlich zugänglichen Bibliotheken im In- und Ausland wird ge- 
stattet, die HabiliEationsschrift auf ihren Servern zu speichern und zur Be- 
nutzung bereitzu halten. 

(2) Die ver~ffentlichte Habilitationsschrift soll die Namen der GutachterinnenfGutach- 
ter sowie das Datum des Ha bilitationsvortrags enthalten. 

(3) 'weicht die Fassung der Pflichtexemplare von der durch den Habilitationssaus- 
schuss angenommenen Fassung ab, so bedarf dies der Genehmigung. 2 ~ i e  Ge- 
nehmigung erteilt dielder Vorsitzende des Habilitationsaussctiusses irn Beneh- 



men mit mindestens einer Gutachteiinleinem Gutachter nach vorheriger Prüfung 
der beiden Fassungen. 

(4) ' ~ i e  Pflichtexemplare sind innerhalb eines Jahres nach dern Vortrag abzugeben. 
%er Habilitationsausschuss kann die Frist auf begründeten Antrag in Ausnahme- 
fällen zweimal um ein Jahr verlängern. 'zur Wahrung der Frist reicht das Vorle- 
gen eines Verlagsvertragec aus. 

(5) Der Habilitationsausschuss ist berechtigt, von der Bewerberin/dem Bewerber 
eine zweisprachige Zusammenfassung ( i rn  allgemeinen in deutscher und engli- 
scher Sprache) im Umfang von nicht mehr als einer Druckseite zu verlangen und 
der Hochschule das Recht zu Obertragen, diese Zusammenfassung zu veröffent- 
lichen oder einem Verlag b m .  einer Datenbank anzubieten. 

14 Neuantrag und Wiederholung 

(I) ' ~ a c h  erfolglos beendetem Habilitationsverfahren kann einmal, und zwar frühec- 
tens nach einem Jahr, ein erneuter Antrag auf Habilitation gestellt werden. 
'Dabei müssen, wenn das Verfahren nach 5 9 und 5 10 Abs. 3 gescheitert war, 
zusatzlich zur Vorlage der Unterlagen nach § 6 Abs. 2 Satz 1 und 5 7 die als Ha- 
bilitationsleistungen in dem gescheiterten Verfahren vorgelegten wissenschaftli- 
chen Schriften eingereicht und kenntlich gemacht werden. 'lm Weiteren ist nach 
?s 8 ff zu verfahren. 

(2) Ist das Verfahren auf Gmnd der Leistungen irn Vortrag gescheitert, so kann die 
Habilitandinfder Habilitand innerhalb eines Jahres um einen Termin zur Wieder- 
holung des Vortrags nachsuchen. ?rn Weiteren ist nach §§ 1 1 fi zu verfahren. 

5 15 Beendigung der CehrbefugnCs 

(1) Die Lehrbefugnis eslischt bei schriftlichem Venicht der Privatdozentinldes Privat- 
dozenten, mit dem Widerruf der Feststellung der Lehrbefähigung, mit dem Wirk- 
samwerden der Berufung an eine andere wissenschaftliche Hochschule oder bei 
Umhabilitation. 

(2) Die Lehrbefugnis wird entzogen, wenn die PrivatdozentinJder Privatdozent seine 
Pflicht zur Verdffentlichung nicht nachkommt (5 13 Abs. 4), zwei Jahre ohne 
wichtige Gründe keine Lehrveranstaltung gehalten hat, oder wenn Gründe vor- 
liegen, die bei einer Bearntinleinern Beamten auf Lebenszeit zur Entlassung oder 
Entfernung aus dern Dienst fuhren würden. 

(3) Die Feststellung der Lehrbefähigung ist zu widerrufen, wenn sie auf Grund eines 
von des Antragstellerinldem Antragsteller verursachten Irrtums oder durch T3u- 
schung über das Vorliegen wesentlicher in der Habilitationsordnung geforderter 
Voraussetzungen erreicht worden ist. 

(4) 'I)ber den Widemf der Feststellung der Lehrbefahigung und den Entzug der 
Lehrbefugnis entscheidet der Fachbereichsrat. 2~er/dem Betroffenen ist vorher 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Beschluss über den Widerruf oder die Entziehung ist derldern Betroffenen in 
Form eines schriftlichen Bescheids, mit einer Begründung und einer Rechts- 
mittelbelehrung versehen, mitzuteilen. 

(6) ' ~ e g t  dielder Betroffene Widerspruch ein, so entscheiden darüber die stimmbe- 
rechtigten Mitglieder des Fachbereichs in entsprechender Anwendung des 5 12 
Abc. 1  e  lese tagen unter Vorsitz der Dekanin/des Dekans. 



(7) Mit der Beendigung der Lehrbefugnis erlischt die Berechtigung zum Führen der 
Bezeichnung "Privatdozentin'YPrivatdozent". 

5 16 Umhabilitation und Eweiterung 

(i) 'wer an einer anderen wissenschaftlichen Hochschule habilitiert ist, kann im 
Fachbereich Architektur - Städtebau die Lehrbefugnis auf ihrenlseinen Antrag 
hin ewerben (~rnhabilitation).'~ie Lehrbefähigung und Lehrbefugnis kennen auf 
Antrag erweitert werden. 

(2) ' ~ ü r  das Verfahren gelten 5 12 und 8 15. ' Der Habilitationsausschus~ (5 3) kann 
auf Teile der vorgeschriebenen Leistungen verzichten. 

(3) %er Antrag auf Umhabilitation oder Erweiterung ist schriftlich an die Deka- 
ninlden Dekan des Fachbereichs zu richten. Dem Antrag sind die in § 7 Abs.3 
genannten Unterlagen beizufügen sowie die Habilitationsschrift oder die entspre- 
chenden wissenschaftlichen Schriften und die Habilitationsurkunde. 

(4) 'ln der Regel wird bei einer Urnhabilitation oder Eweiterung auf zusatzliche 
Habilitationsleistungen ganz oder teilweise verzichtet. '~ierüber entscheidet der 
Fachbereichsrat (5 12), ggf. nach Anhorung von FachvertreterinnenlFachver- 
tretern. 3~ofern zusätzliche Habilitationsleistungen erbracht werden sollen, finden 
die Bestimmungen dieser Ordnung sinngernäi3 Anwendung. 

5 17 In-Kraft-Treten 

Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach der Ver6ffentlichung in dem Verkün- 
dungsblatt ,,Amtliche Mitteilungen der Universitat Siegen" in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des Fachbereichs 
Architektur - Städtebau vom 08.1 1 -2006. 

Siegen, den J A .  I .  Der Rektor 


